
Die Hersteller ihrerseits sind darauf
bedacht, aktiv die Spuren der Zu-
sammenarbeit mit Universitäten

und Gutachtern zu verwischen. So ist es nur
logisch, dass bei der Begutachtung alternati-
ver Behandlungsansätze allenfalls eine nur
geringe Methodentoleranz besteht. Die
Fülle der angewandten Behandlungsverfah-
ren bewirkt, dass der jeweils berufene Sach-
verständige oft nicht Anwender des zu beur-
teilenden Behandlungsverfahrens ist und
bei seinem Votum letztlich stets nur auf das
eigene Erfahrungswissen zurückgreifen
kann. Diese faktisch vorhandene Begren-
zung des Gutachterhorizontes auf die eige-
nen Erfahrungen, auf die eigenen, meist na-
tional geprägten Ausbildungs- oder For-
schungsinhalte wird aber nur selten einge-
räumt, sondern stattdessen ein umfassender
Sachverstand in Anspruch genommen.

Richtige Gutachterauswahl
Im Bereich der Erstattungsverfahren der pri-
vaten und gesetzlichen Krankenversiche-
rung hat sich bei Begutachtungsfällen
durchgesetzt, dass der Patient und auch der
Behandler im gerichtlichen Verfahren kei-
nen Anspruch darauf hat, dass sein Behand-
lungsfall durch einen Sachverständigen be-
urteilt wird, der gerade ausgewiesene
Kenntnisse in Theorie und Praxis der bei
ihm angewandten Behandlungsmethode
hat. Dies hat insbesondere bei der Beurtei-
lung sog. „alternativer Behandlungsan-
sätze“ dazu geführt, dass Schulmediziner
über die Erfolgsaussichten, die Heilungs-

chancen und letztlich den Erfolg alternativer
Behandlungsansätze zu entscheiden hatten,
ohne dabei diese Methoden und die dabei er-
zielten Erfolge selbst in Augenschein ge-
nommen zu haben. Aus der Perspektive der
Versicherungswirtschaft mag diese Ableh-
nung der sog. Binnentheorie folgerichtig
sein, da die Leistungspflicht der Kostenträ-
ger gem. dem dort erstellten Bedingungs-
werk regelmäßig auf schulmedizinischer 
Anknüpfungsgrundlage beruht, was grund-
sätzlich auch ein sachgerechtes Eingren-
zungskriterium für eine versicherungsrecht-
liche Leistungspflicht darstellen kann. Se-
henden Auges wird jedoch damit eine Gut-
achterauswahl getroffen, die eine sachnahe
und von Anwenderwissen geprägte objek-
tive sachverständige Beurteilung einer Be-
handlung selbst dann ausschließt, wenn die
sog. Schulmedizin einen Behandlungsan-
satz für die zu beurteilende Befundsituation
nicht bereithält. Unerträglich ist jedoch der
Verzicht auf eine Behandlungsbeurteilung
durch einen Systemanwender, wenn es um
zivilrechtliche oder strafrechtliche Vor-
würfe gegen einen Behandler geht, da nur ein
Methodenanwender die Behandlungsdoku-
mentation, die Aufklärung und die Behand-
lungsvorgänge wird nachvollziehen kön-
nen. Ein anschauliches Beispiel hierfür bie-
tet eine Entscheidung des LG Düsseldorf,
Urteil vom 23.11.2000, 3 O 448/97, bei dem
der Sachverständige feststellte, dass die so-
fortige Implantation nach einer Sinuslift-
operation das Risiko eines deutlich erhöh-
ten Implantatverlustes berge und dass die
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Wie in anderen Lebensbereichen stehen zahnärztliche Ausbilder, Behand-
ler und Gutachter in vielfältigen Relationen zu Versicherungen, Dental-
produkteherstellern und Berufs- oder Interessenverbänden. Diese Rela-
tionen sind regelmäßig nicht transparent, ebenso regelmäßig wird seitens
des berufenen Sachverständigen trotz naheliegender Interessenkonflikte
eine eigene Befangenheit häufig verneint. 
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